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Gestützt auf 

· Artikel 10 des Baugesetzes des Kantons Bern vom 09.06.1985 (BSG 721.0)
· Artikel 87 der Gemeindeverordnung vom 16.12.1998 (BSG 170.111)

· und Artikel 11.13 des Bau- und Nutzungsreglementes der Einwohnergemeinde Merzligen vom 18.06.2009
und auf Antrag des Gemeinderates erlässt die Gemeindeversammlung folgendes Reglement:
1. Allgemeine Bestimmungen

	
	Art. 1

	Zweck

	1Dieses Reglement enthält die Ausführungsbestimmungen zu Artikel 11.13 des Bau- und Nutzungsreglementes der Einwohnergemeinde Merzligen vom 18.6.2009 sowie zur damit verbundenen Spezialfinanzierung Ortsbildpflegefonds.

2Es regelt die finanzielle Unterstützung von Bestrebungen zur Erhaltung des Ortsbildes und geschützter Objekte in der Gemeinde Merzligen als Ergänzung zu allfälligen Beiträgen anderer Körperschaften.  




2. Beiträge an ortsbildpflegerische Massnahmen
	
	Art. 2

	Entnahmen aus der Spezialfinanzierung

1. Voraussetzungen
	1Beiträge an ortsbildpflegerische Massnahmen bei Sanierungen, Neu-, An- und Umbauten sowie Aussenraumgestaltungen können ausgerichtet werden, wenn kumulativ folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Es wird eine besonders gute architektonische, gestalterische, bautechnische oder ortsbildpflegerische Leistung erbracht.

b) Die Massnahmen verursachen Mehrkosten im Vergleich zu Standardlösungen.

c) Die Massnahmen erfolgen an einem von der kantonalen Denkmalpflege inventarisierten schützens- oder erhaltenswerten Objekt oder im Ortsbildperimeter. 

2Ebenfalls unterstützt werden können Planungsarbeiten, die zum Ziel haben, der Bauherrschaft aufzuzeigen, welche Massnahmen sie zum Schutze ihres Objektes ergreifen können bzw. mit welchen Kosten diese verbunden sind. 


	
	Art. 3

	2. Beitragsrahmen
	1Der Gemeinderat setzt die Höhe der Beiträge nach pflichtgemässem Ermessen fest. 
2Dabei berücksichtigt er insbesondere

a) die Bedeutung des Vorhabens in Bezug auf den Ortsbildschutz 

b) die Einstufung des Objektes (schützenswert / erhaltenswert)

c) die Mehrkosten einer ortsbildverträglichen Lösung gegenüber einer Standardlösung

d) die Höhe der Beiträge von Dritten

e) den heutigen Zustand des Gebäudes (z.B. Hinweise auf vernachlässigten Unterhalt)
3Pro Projekt wird der Betrag auf maximal CHF 15,000.00 begrenzt.


	
	Art. 4

	3. Auflagen / Bedingungen / Einsichtsrecht / Rechtsanspruch
	1Die Gewährung von Beiträgen kann an Auflagen und Bedingungen geknüpft werden. 

2Beiträge an Planungsarbeiten (Art. 2 Abs. 2) können von deren späteren Umsetzung abhängig gemacht werden. 
3Die Mitglieder der Baukommission und der Gemeinderat dürfen Planungsarbeiten, die von der Gemeinde unterstützt worden sind, einsehen.

4Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Beiträgen.



	
	Art. 5

	Rückerstattungspflicht
	Werden die ausbezahlten Beiträge vom Gesuchsteller zweckwidrig verwendet oder wird mit dem Vorhaben nicht innert 12 Monaten nach der Auszahlung der Beiträge mit dem Bau begonnen, besteht eine Rückerstattungspflicht.




3. Verfahren zur Ausrichtung von Beiträgen

	
	Art. 6

	Inhalt des Beitragsgesuches
	Ein Beitragsgesuch muss folgende Angaben und Beilagen enthalten: 

a) Personalien des Gesuchstellers

b) Angaben zur Liegenschaft

c) Angaben zum Bauvorhaben (Baugesuchsunterlagen)

d) Aufstellung über die Mehrkosten infolge der ortsbildpflegerischen Massnahmen gegenüber einer Standardlösung

e) Angaben über Beiträge von anderen Institutionen

f) Situationsplan und Projektpläne

g) Einzahlungsschein



	
	Art. 7

	Verfahren
	1Beitragsgesuche sind der Gemeindeschreiberei in der Regel gleichzeitig mit dem Baugesuch einzureichen. Die Baukommission prüft das Gesuch und stellt dem Gemeinderat Antrag.

2Der Gemeinderat trifft seinen Entscheid erst, wenn absehbar ist, welche Beiträge von Dritten gesprochen werden. 

3Der Gemeinderat entscheidet abschliessend. Er teilt dem Gesuchsteller seinen Entscheid in Form einer Verfügung mit. 

4Die Überweisung des Beitrages erfolgt spätestens 30 Tage nach Rechtskraft des Gemeinderatsentscheides.



	
	Art. 8

	Rechtsmittel
	Der Entscheid des Gemeinderates kann gemäss Art. 63 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes mit Beschwerde innert 30 Tagen seit der Eröffnung schriftlich beim zuständigen Regierungsstatthalteramt angefochten werden. Die Beschwerde muss einen Antrag, die Angabe von Tatsachen und Beweismittel, eine Begründung sowie eine Unterschrift enthalten; greifbare Beweismittel sind beizulegen.




4. Spezialfinanzierung „Ortsbildpflegefonds“

	
	Art. 9

	Äufnung der Spezialfinanzierung
	Der Ortsbildpflegefonds wird gemäss Art. 11.13, Abs. 2 des Bau- und Nutzungsreglementes der Einwohnergemeinde Merzligen mit jährlichen Einlagen von maximal CHF 5‘000.00 gespiesen und mit einem Höchstbetrag von CHF 30‘000.00 limitiert.



	
	Art. 10

	Verzinsung
	Das Kapital wird nicht verzinst.




5. Schlussbestimmungen

	
	Art. 11

	Inkrafttreten
	Dieses Reglement tritt per 1.1.2010 in Kraft. Es ersetzt die Ortsbildpflege-Verordnung vom 13.12.2000.


So beraten und beschlossen an der Gemeindeversammlung vom 26.11.2009.

3274 Merzligen, 26.11.2009

Der Präsident:

Der Sekretär:
Walter Zesiger-Rottenberg

Oliver Jäggi

Auflagezeugnis
Der unterzeichnende Gemeindeschreiber, Herr Oliver Jäggi, bescheinigt, dass dieses Reglement während 30 Tagen vor der Gemeindeversammlung öffentlich aufgelegt worden ist. Die Auflage wurde im Nidauer Amtsanzeiger Nr. 43 vom 22.10.2009 publiziert.

Merzligen, 26.11.2009

Oliver Jäggi

Gemeindeschreiber
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